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1.2.2 Ansprüche in der Insolvenz 

1.2.2.1 Masseforderungen  

Masseforderungen werden nicht – wie Insolvenzforderungen – nur quotenmäßig be-
friedigt, sondern sind grundsätzlich, sobald sie feststehen und fällig sind, zur Gänze 
aus der Insolvenzmasse zu befriedigen (§ 124 IO).  

Die Unterscheidung in Masse- und Insolvenzforderungen ist von wesentlicher Bedeu-
tung für die Beurteilung von Art und Umfang der Befriedigung von Forderungen, ins-
besondere auch zur Beurteilung ob ein Sanierungsplan Aussicht auf Erfolg hat: Ein 
Sanierungsplan setzt die vollständige Befriedigung aller Masseforderungen voraus. 

Zu den taxativ aufgezählten Masseforderungen zählen gem § 46 Z 1–8 IO insbesonde-
re 

 die Kosten des Insolvenzverfahrens; 

 Auslagen, welche mit der Erhaltung, Verwaltung und Bewirtschaftung der Masse 
verbunden sind, so insbesondere die Masse treffenden Steuern, Gebühren, Zölle, 
Sozialversicherungsbeiträge und andere öffentliche Abgaben, soweit der die Abga-
bepflicht auslösende Sachverhalt während des Insolvenzverfahrens verwirklicht 
wird; 

 Forderungen der Arbeitnehmer (arbeitnehmerähnlichen Personen) auf laufendes 
Entgelt (inklusive Sonderzahlungen) für die Zeit nach der Eröffnung des Insol-
venzverfahrens; 

 Beendigungsansprüche der Arbeitnehmer, wenn das Beschäftigungsverhältnis vor 
der Eröffnung des Insolvenzverfahrens eingegangen worden ist und danach durch 
den Insolvenzverwalter beendet worden ist, ausgenommen die in § 25 IO genann-
ten Fälle der Auflösung von Arbeitsverhältnissen; 

 Beendigungsansprüche der Arbeitnehmer, wenn das Beschäftigungsverhältnis 
nach der Eröffnung des Insolvenzverfahrens durch den Arbeitnehmer aufgelöst 
wird und die Auflösung auf eine Rechtshandlung oder ein sonstiges Verhalten des 
Insolvenzverwalters zurückzuführen ist; 

 Beendigungsansprüche der Arbeitnehmer, wenn das Beschäftigungsverhältnis 
während des Insolvenzverfahrens vom Insolvenzverwalter neu eingegangen wor-
den ist; 

 Ansprüche auf Erfüllung zweiseitiger Verträge in die der Insolvenzverwalter ein-
getreten ist (§ 21 IO); 

 Ansprüche aus Rechtshandlungen des Insolvenzverwalters; 

 unter bestimmten Voraussetzungen die Kosten der bevorrechteten Gläubiger-
schutzverbände; 

 Ansprüche aus einer grundlosen Bereicherung der Masse; 

 Kosten einer einfachen Bestattung des Schuldners. 
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1.2.3.4 Räumungsexekution 

Exekutionen zur Räumung eines Bestandobjektes, in dem das Unternehmen betrie-
ben wird, wegen Nichtzahlung des Bestandzinses in der Zeit vor Eröffnung des Insol-
venzfahrens, sind auf Antrag des Insolvenzverwalters aufzuschieben, bis 
 das Unternehmen geschlossen wird; 

 der Sanierungsplan vom Schuldner zurückgezogen wird; 

 der Antrag auf Bewilligung eines Sanierungsplans vom Gericht zurückgewiesen 
wird; 

 der Sanierungsplan in der Sanierungsplantagsatzung abgelehnt wird und die Tag-
satzung nicht erstreckt wurde; 

 dem Sanierungsplan die Bestätigung versagt wurde oder  

 der Schuldner mit der Erfüllung des Sanierungsplans in Verzug gerät (§ 156a IO) 
und die Forderung des Bestandgebers wieder auflebt. 

1.2.3.5  Grundbuchsperre 

Nach der Eröffnung des Insolvenzverfahrens können grundbücherliche Einverleibun-
gen nicht bewilligt werden, ausgenommen der Rang der Eintragung bestimmt sich 
nach einem vor der Eröffnung des Insolvenzverfahrens liegenden Tag (§ 13 IO).  

Der Rang der Eintragung bestimmt sich – entsprechend dem im Grundbuchsrecht 
geltenden Prioritätsprinzip – grundsätzlich nach dem Zeitpunkt des Einlangens des 
Grundbuchgesuches beim Grundbuchsgericht. Gesuche um Eintragungen werden  
genau nach Datum und Uhrzeit ihres Einlangens erfasst, die früher einlangenden  
Anträge werden vorrangig vor den nachfolgenden eingetragen. Verkauft bspw ein  
Eigentümer dieselbe Liegenschaft zweimal, wird derjenige Käufer grundbücherlicher 
Eigentümer, dessen Gesuch um Einverleibung zuerst beim Grundbuchsgericht ein-
langt.  

Aufgrund eines erst nach der Eröffnung des Insolvenzverfahrens beim Grundbuchs-
gericht einlangenden Antrages kann daher grundsätzlich keine Einverleibung mehr er-
folgen, der Käufer einer Liegenschaft zB kann daher kein Eigentum mehr erwerben. 
Den Rang eines vor der Eröffnung des Insolvenzverfahrens liegenden Tages kann sich 
der Käufer durch eine Ranganmerkung (§§ 35 ff GBG) oder Vormerkung (§§ 52 ff GBG)  
sichern. Der Rang der später erfolgenden Einverleibung richtet sich diesfalls nach dem 
Rangordnungsbeschluss oder der Vormerkung. Abgesehen davon, können nach der  
Eröffnung des Insolvenzverfahrens Eintragungen im Grundbuch nur mehr aufgrund  
einer vom Insolvenzverwalter vorgenommenen rechtsgültigen Handlung erfolgen. 

BEISPIEL: 

Siegfried verkauft ein Grundstück an Adam. Der Kaufvertrag wird am 25.8. abge‐
schlossen. Am 5.9. wird über das Vermögen des Siegfried das Insolvenzverfahren 
eröffnet. Das Ansuchen des Adam um Einverleibung des Eigentumsrechtes  langt 
am 6.9. beim Grundbuchsgericht ein. 
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BEISPIEL: 

K ist aufgrund eines am 1.1.1999 abgeschlossenen Dienstvertrages bei G beschäf‐
tigt. Nach dem für K maßgebenden § 20 AngG kann das Dienstverhältnis zum En‐
de jedes Kalendervierteljahres unter Einhaltung einer dreimonatigen Kündigungs‐
frist vom Arbeitgeber aufgelöst werden. Am 23.8.2024 wird über das Vermögen 
des G das Insolvenzverfahren eröffnet. Die Gehälter für Juli und August 2024 sind 
noch offen, weiters  15 Urlaubstage. Der Urlaubszuschuss wurde bezahlt.  In der 
Berichtstagsatzung  wird  die  Fortführung  des  Unternehmens  auf  unbestimmte 
Zeit  beschlossen.  Der  Insolvenzverwalter  spricht  die  Kündigung  des  K  am 
19.11.2024 aus. 

Lösung: 

Eine begünstigte Auflösung gem § 25 IO kommt nicht in Betracht. Das Dienstver‐
hältnis endet daher am 31.3.2025, nach Ablauf der gesetzlichen Kündigungsfrist 
von drei Monaten, sowie des Kündigungstermines Ende Kalendervierteljahr. 

Gehälter Juli und 1.–23.8.2024    Insolvenzforderung 

Aliquote Sonderzahlung (WR) 1.1.–23.8.2024    Insolvenzforderung 

Gehälter 24.8.2024–31.3.2025    Masseforderung 

Aliquote Sonderzahlung (UZ) 1.1.2025–31.3.2025    Masseforderung 

Aliquote Sonderzahlung (WR) 24.8.2024–31.3.2025    Masseforderung 

Urlaubsersatzleistung    Masseforderung 

Abfertigung 12 Monatsgehälter    Masseforderung 
 

1.4.3 Bestandverträge 

Zu den Bestandverträgen zählen insbesondere Miet-, Pacht- und Leasingverträge. 
Auch diese Vertragsverhältnisse bleiben durch die Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens grundsätzlich unberührt, die IO sieht unter bestimmten Voraussetzungen aber 
begünstigte Auflösungsmöglichkeiten vor. 

1.4.3.1 Insolvenz des Bestandnehmers 

Wird das Insolvenzverfahren über das Vermögen des Bestandnehmers eröffnet, hat 
der Insolvenzverwalter begünstigte Auflösungsmöglichkeiten: Das Bestandverhältnis 
kann unter Einhaltung der gesetzlichen oder einer vereinbarten kürzeren Frist ge-
kündigt werden (§ 23 IO). Vereinbarte längere, über die gesetzlich hinausgehenden 
Kündigungsfristen sind nicht zu beachten. Kündigungstermine müssen berücksich-
tigt werden. Macht der Insolvenzverwalter von dieser begünstigten Kündigungsmög-
lichkeit Gebrauch, hat der Bestandgeber einen Anspruch auf Ersatz des ihm dadurch 
verursachten Schadens, bspw jener Betrag an monatlichen Mieten, den er bei Einhal-
tung einer allenfalls längeren Kündigungsfrist erzielt hätte. Der Schadenersatzan-
spruch stellt eine Insolvenzforderung dar. 
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War der Schuldner bereits vor der Eröffnung des Insolvenzverfahrens mit Mietzah-
lungen für jene Räumlichkeiten, in denen das Unternehmen betrieben wird, im Rück-
stand und hat der Vermieter aus diesem Grund den Bestandvertrag bereits gekündigt 
und wurde die Räumungsexekution bewilligt, ist auf Antrag des Insolvenzverwalters 
mit dem Vollzug der Räumung solange innezuhalten („faktisches Innehalten“), bis das 
Unternehmen geschlossen wird, der Schuldner einen Sanierungsplan zurückzieht o-
der das Gericht einen Sanierungsplanantrag zurückweist, der Sanierungsplan in der 
Sanierungsplantagsatzung abgelehnt und die Tagsatzung nicht erstreckt wurde, dem 
Sanierungsplan die Bestätigung versagt wurde oder die Forderung des Bestandge-
bers infolge Verzugs des Schuldners mit der Erfüllung der Sanierungsplanquote wie-
der auflebt.  

Wird die Forderung des Bestandgebers, die im Verfahren als Insolvenzforderung 
teilnimmt, rechtzeitig mit dem im Sanierungsplan festgesetzten Betrag befriedigt, ist 
die Räumungsexekution auf Antrag des Schuldners einzustellen, das Bestandverhält-
nis gilt als fortgesetzt (§ 12c IO). 

1.4.3.2 Insolvenz des Bestandgebers 

Wird das Insolvenzverfahren über das Vermögen des Bestandgebers eröffnet, tritt 
der Insolvenzverwalter in den Vertrag ein (§ 24 Abs 1 IO). Besondere Auflösungs-
möglichkeiten bestehen nicht. Eine Kündigung ist nur im Rahmen der gesetzlichen 
und vertraglichen Regelungen möglich. Nicht verbücherte geleistete Vorauszahlun-
gen des Bestandzinses können dem Insolvenzverwalter nur für jenen Zeitraum ein-
gewendet werden, bis zu dem das Bestandverhältnis im Fall unverzüglicher Kündi-
gung unter Einhaltung der vereinbarten oder – in Ermangelung einer Vereinbarung – 
der gesetzlichen Kündigungsfrist dauern würde. Darüber hinaus geleistete Voraus-
zahlungen müssen – ungeachtet von Schadenersatzansprüchen – bei Fortbestand des 
Bestandverhältnisses neuerlich geleistet werden. 

  

Eröffnung Insolvenz-
verfahren  

Unternehmensschließung, 
Scheitern des Sanierungs-
plans, Wiederaufleben 

„Faktisches Innehalten“ Vollzug Räumungs-
exekution

Bewilligung der  
Räumungsexekution 

„Faktisches Innehalten“

Eröffnung des  
Insolvenzverfahrens 

Bewilligung der  
Räumungsexekution 

Bestätigung des Sanierungs-
plans, Erfüllung der Quote 

Fortsetzung des 
Bestandverhältnisses 
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Kapitel 2 
Sanierungsverfahren 

2.1 Allgemeines 
Als Sanierungsverfahren wird das Insolvenzverfahren dann bezeichnet, wenn es von 
Anfang an auf den Abschluss eines Sanierungsplans gerichtet ist. Da das Sanierungs-
verfahren nur eine besondere Ausgestaltung des in der Insolvenzordnung geregelten 
Insolvenzverfahren darstellt, kann betreffend des Verfahrensablaufs sowie betref-
fend des materiellen Insolvenzrechts grundsätzlich auf die Ausführungen in Kapitel 1 
verwiesen werden. Im Folgenden sind nur die Besonderheiten des Sanierungsverfah-
rens dargestellt, die insbesondere in der Möglichkeit der Eigenverwaltung des 
Schuldners bestehen. 

Hinsichtlich der notwendigen Mindestinhalte des Sanierungsplans, der Stimmrechte 
der Gläubiger, der Mehrheitserfordernisse für die Annahme des Sanierungsplans, der 
Rechtswirkungen des Sanierungsplans, der Erfüllung des Sanierungsplans und den 
Folgen des Verzuges des Schuldners bei der Erfüllung des Sanierungsplans kann auf 
die Ausführungen unter Pkt 1.5 verwiesen werden. 

2.2 Anwendungsbereich 
Das Sanierungsverfahren steht ausschließlich natürlichen Personen, die ein Unter-
nehmen betreiben, juristischen Personen, Personengesellschaften und Verlassen-
schaften offen. Natürliche Personen, die kein Unternehmen betreiben, sind vom  
Sanierungsverfahren ausgeschlossen, ihnen steht das Schuldenregulierungsverfah-
ren zur Verfügung. 

2.3 Antrag 
Antragslegitimiert ist ausschließlich der Schuldner. Der Antrag hat auf die Eröffnung 
des Sanierungsverfahrens und die Annahme eines Sanierungsplans zu lauten. Gleich-
zeitig hat der Schuldner einen zulässigen Sanierungsplan vorzulegen.  

Wurde bereits ein Konkursverfahren über das Vermögen des Schuldners eröffnet, ist 
die Eröffnung eines Sanierungsverfahrens ausgeschlossen. 

Zu den materiellen Voraussetzungen für die Eröffnung des Sanierungsverfahrens zählt 
die Zahlungsunfähigkeit oder die Überschuldung, darüber hinaus kann das Sanie-
rungsverfahren auch bei drohender Zahlungsunfähigkeit eröffnet werden (§ 167 Abs 2 
IO).  
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3.2 Erwerberhaftung 
Ein wesentliches Kriterium für die Entscheidung über einen Unternehmenserwerb 
ist die Frage nach den damit für den Erwerber verbundenen Haftungen. Gerade im 
Fall einer Insolvenz mit den damit verbundenen regelmäßig hohen offenen Verbind-
lichkeiten und Schulden wäre eine Veräußerung des Unternehmens angesichts der 
umfassenden Haftungen des Erwerbers nach § 1409 ABGB, § 38 UGB, § 14 BAO,  
§ 67 ASVG oder § 25a BUAG nahezu unmöglich. Einzelne Sondertatbestände sehen 
daher für den Fall der Veräußerung im Zuge eines Insolvenzverfahrens eine Haf-
tungsfreistellung des Erwerbers vor und sollen damit die Verwertung des schuldne-
rischen Vermögens ermöglichen, sowie die Befriedigungsaussichten der Gläubiger 
erhöhen. 

3.2.1 §§ 1409 und 1409a ABGB, § 38 UGB 

Die Haftung des Unternehmenserwerbers gem § 1409 ABGB und § 38 UGB tritt nicht 
ein, wenn ein Unternehmen im Rahmen des Insolvenzverfahrens oder der Über-
wachung des Schuldners durch einen Treuhänder der Gläubiger erworben wird 
(§ 1409a ABGB, § 38 Abs 5 UGB).  

3.2.2 § 14 BAO 

Auch § 14 Abs 2 BAO befreit den Erwerber eines Unternehmens von der Haftung für 
rückständige Abgabenschulden, wenn der Erwerb aus einer Insolvenzmasse oder 
während der Überwachung des Schuldners durch Treuhänder der Gläubiger erfolgt ist. 

3.2.3 § 67 ASVG 

§ 67 ASVG kennt iZm der Unternehmensnachfolge zwei Tatbestände:  

 § 67 Abs 4 ASVG knüpft ausschließlich an den Unternehmensübergang auf der 
Grundlage eines Veräußerungsgeschäftes an (Erwerberhaftung).  

 § 67 Abs 6 ASVG erfasst jede Betriebsnachfolge durch nahe Angehörige, durch am 
Betrieb des Vorgängers wesentlich beteiligte Personen oder durch Personen, die 
einen wesentlichen Einfluss auf die Geschäftsführung des Vorgängers ausüben, 
ohne Rücksicht auf das dem Betriebsübergang zugrunde liegende Rechtsgeschäft 
(Betriebsnachfolgehaftung). Insbesondere der Pächter eines Unternehmens ist da-
her Adressat der Betriebsnachfolgehaftung.  

§ 67 Abs 5 ASVG sieht eine Haftungsentlastung für den Erwerb im Wege eines Insol-
venzverfahrens vor.  

In ständiger Rechtsprechung hat der VwGH klargestellt, dass diese Haftungsbefrei-
ung nicht nur – wie der Wortlaut des § 67 Abs 5 ASVG nahe legen könnte – für den 
Erwerber, sondern auch für den Betriebsnachfolger gilt, der den Betrieb gem § 67 
Abs 6 ASVG aus der Konkursmasse übernimmt (VwGH 7.4.1992, 91/08/0041 und 
3.10.2002, 97/08/0640). 
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4.7.3 Berechnung 

Die Ermittlung des Nichterhebungsbetrages erfolgt durch die Gegenüberstellung der 
Steuer, die sich ohne Sanierungsgewinn ergeben würde, mit der Steuer unter Einbezie-
hung des Sanierungsgewinnes. Auf den sich daraus ergebenden Differenzbetrag ist der 
Prozentsatz des Forderungsnachlasses (100% abzüglich Insolvenzquote) anzuwenden. 
In der Höhe des sich daraus ergebenden Betrages ist von einer Festsetzung der Steuer 
abzusehen. Der sich daraus ergebende Betrag ist daher von der errechneten Einkom-
mensteuerbelastung inklusive Sanierungsgewinn abzuziehen. 

BEISPIEL: 

Im  Insolvenzverfahren  über  das  Vermögen  des  Einzelunternehmers  E  wird  am 
25.5.2025 ein Sanierungsplan mit einer Quote von 20% gerichtlich bestätigt. Die 
Quote wird von E im Juni 2025 zur Gänze bezahlt. Das Einkommen des E im Jahr 
2025  mit  Sanierungsgewinn  beträgt  €  300.000,‐‐,  das  Einkommen  ohne  Sanie‐
rungsgewinn € 20.000,‐‐. 

Lösung: 

Steuer mit Sanierungsgewinn  € 133.721,‐‐ 

Steuer ohne Sanierungsgewinn  –  €  1.292,‐‐ 

Differenz  € 132.429,‐‐ 

Von der Differenz sind gem § 36 EStG 80%, das sind € 105.943,‐‐ nicht zu erhe‐
ben. Die Einkommensteuerbelastung für das Jahr 2025 beträgt daher € 133.721,‐‐ 
abzüglich € 105.943,‐‐, somit € 27.778,‐‐. 
 

Erfolgt die Erfüllung des Sanierungsplanes nicht in einer Veranlagungsperiode son-
dern verteilt über mehrere Veranlagungsperioden, fällt auch der Sanierungsgewinn 
nur verteilt über diese Veranlagungszeiträume an. 

BEISPIEL: 

Im  Insolvenzverfahren  über  das  Vermögen  des  Einzelunternehmers  E  wird  am 
25.10.2025 ein Sanierungsplan mit einer Quote von 20% gerichtlich bestätigt. Der 
Gesamtbetrag der  Insolvenzforderungen beläuft  sich auf € 600.000,‐‐. Die  Insol‐
venzquote beträgt daher gesamt € 120.000,‐‐, der aus dem Schuldnachlass resul‐
tierende Sanierungsgewinn daher € 480.000,‐‐. Die Erfüllung des Sanierungspla‐
nes erfolgt in vier gleichen monatlichen Raten beginnend mit Dezember 2025. 

Einkommen 2025 mit Sanierungsgewinn  € 140.000,‐‐ 

Einkommen 2025 ohne Sanierungsgewinn  €  20.000,‐‐ 

Lösung: 

Steuer 2025 mit Sanierungsgewinn  €  53.721,‐‐ 

Steuer 2025 ohne Sanierungsgewinn  €  1.292,‐‐ 

Differenz  €  52.429,‐‐ 

 

aus "Insolvenzrecht" Mai 2026

© dbv-Verlag, Graz



Sons t ige  Abgaben und S teue rn  Kap i te l  6

 

142   
 

6.8 Nachsicht 
Gemäß § 236 BAO können fällige Abgabenschulden nachgesehen werden, wenn ihre 
Einhebung nach der Lage des Falles unbillig wäre. Ist Unbilligkeit gegeben, hat die 
Finanzbehörde im Rahmen einer Ermessensentscheidung über die beantragte Nach-
sicht zu entscheiden. 

Zur Frage, ob Unbilligkeit im Zusammenhang mit einem anhängigen Insolvenzverfah-
ren anzunehmen ist, hat der VwGH wie folgt Stellung genommen: Unbilligkeit liegt 
demnach nicht vor, wenn der Verzicht auf Abgabenforderungen nicht primär dem 
Schuldner, sondern vor allem den anderen Gläubigern zugutekommt. Eine Nachsicht 
ist daher dann nicht zu gewähren, wenn durch die Nachsicht der Ausgleich und die 
(teilweise) Befriedigung – nur – der anderen Gläubiger überhaupt erst ermöglicht 
wird (VwGH 21.6.1994, 90/14/0065). Ausgehend davon hat der VwGH im Fall eines 
Konkurses das Vorliegen einer Unbilligkeit iSd § 236 BAO verneint, da im Konkurs 
der Schuldnachlass infolge einer Quotenerhöhung nur den anderen Gläubigern, aber 
nicht mehr dem Schuldner zugutekommt (VwGH 20.1.1983, 82/15/0084; 21.11.2007, 
2007/13/0086; 29.4.2010, 2006/15/0278; 25.11.2015, 2013/16/0114). Nur wenn 
die Billigkeitsmaßnahme dem Schuldner zugutekommt, insbesondere durch die Si-
cherung des Unternehmens als Existenzgrundlage für den Abgabepflichtigen, ist eine 
Nachsicht auch im Insolvenzverfahren nicht ausgeschlossen (VwGH 21.6.1994, 
90/14/0065, 8.8.1995, 92/14/0137 und 11.12.1996, 94/13/0047).  

6.9 Steuerkonto 
Die laufende Verrechnung von Abgabenansprüchen, Zahlungen und Gutschriften er-
folgt während eines Insolvenzverfahrens nicht nach den abgabenrechtlichen Vor-
schriften sondern ausschließlich nach insolvenzrechtlichen Regelungen. Vor allem 
die Aufrechnungsverbote der §§ 19 und 20 IO sind dabei zu beachten: Insolvenzfor-
derungen dürfen nur mit Forderungen, die im Zeitraum vor Eröffnung des Insolvenz-
verfahrens entstanden sind, verrechnet werden und Masseforderungen nur mit nach 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens entstandenen Forderungen.  

Um die Aufteilung in Insolvenz- und Masseforderung evident zu halten, wird in der 
Regel der als Insolvenzforderung angemeldete und anerkannte Betrag der offenen 
Abgabenansprüche ausgesetzt. Am Steuerkonto scheinen dann in laufender Verrech-
nung nur mehr die Masseforderungen und -verbindlichkeiten auf. Erst bei der Aus-
zahlung einer Quote wird der der Quote entsprechende Betrag dem Abgabenkonto 
wieder angelastet. Mit der Entrichtung der Quote wird somit am Abgabenkonto wie-
der der ausschließlich aus Masseforderungen und -verbindlichkeiten resultierende 
Stand ausgewiesen.  

ANMERKUNG 
Der  jeweils  ausgesetzte  Betrag  ist  in  der  Buchungsmitteilung  in  der  rechten 
Spalte angeführt. 

 

 
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Kapitel 8 
Anfechtungsrecht 

8.1 Allgemeines 
Durch die in der IO enthaltenen anfechtungsrechtlichen Regelungen soll die Gleich-
behandlung der Insolvenzgläubiger gesichert werden: Ist der Schuldner insolvent 
reicht regelmäßig das Vermögen nicht mehr aus um alle Verbindlichkeiten in voller 
Höhe abzudecken. Um aber zu verhindern, dass einzelne Gläubiger zB wegen eines 
Informationsvorsprunges den Gesamtbetrag ihrer Forderung erhalten, andere Gläu-
biger aber gar nichts bzw nur einen Teilbetrag ihrer Forderungen, werden im Insol-
venzverfahren alle Insolvenzgläubiger mit der gleichen prozentuellen Quote befrie-
digt. Aber schon vor der Eröffnung des formellen Insolvenzverfahrens, ab dem Zeit-
punkt der Insolvenz, ist für eine anteilige, gleichmäßige Befriedigung der Gläubiger 
Sorge zu tragen. Genau diesem Zweck dienen die anfechtungsrechtlichen Vorschrif-
ten der IO. 

8.2 Relative Unwirksamkeit 
Wird ein Rechtsgeschäft angefochten und für unwirksam erklärt, wirkt diese  
Unwirksamkeit nur relativ, dh nur den Insolvenzgläubigern gegenüber (relative 
Nichtigkeit angefochtener Rechtshandlungen und Rechtsgeschäfte). Nur die Insol-
venzgläubiger können sich auf die Unwirksamkeit des Rechtsgeschäftes berufen. 
Zwischen den Vertragsparteien – Schuldner und Gläubiger – bleibt das Rechts-
geschäft bestehen und entfaltet volle Wirksamkeit. Eine erfolgreiche Anfechtung hat 
zur Folge, dass – wenn auf Grundlage des angefochtenen Rechtsgeschäftes bereits 
Vermögensverschiebungen stattgefunden haben – der übertragene Vermögensgegen-
stand vom Vertragspartner an die Insolvenzmasse zurückzustellen ist.  

BEISPIEL: 

Der  Schuldner  zahlt  in Anbetracht  der  nicht mehr hintanzuhaltenden Eröffnung 
eines Insolvenzverfahrens die Kaufpreisforderung eines andrängenden Gläubigers 
vor dem vereinbarten Fälligkeitszeitpunkt. 

Lösung: 

Konsequenz der erfolgreichen Anfechtung ist, dass die inkongruente, da nicht zu 
diesem Zeitpunkt gebührende, Befriedigung des einen Gläubigers den Insolvenz‐
gläubigern  gegenüber  unwirksam  ist  und  dieser  den  erhaltenen  Betrag  an  die 
Masse zurückzuzahlen hat. 
 

Wurden noch keine Erfüllungshandlungen im Hinblick auf das angefochtene Rechts-
geschäft vorgenommen, hat infolge einer erfolgreichen Anfechtung die vertrags-
gemäße Erfüllung des Rechtsgeschäftes zu unterbleiben. Werden einem Insolvenz-
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gläubiger durch das angefochtene Rechtsgeschäft Sonderrechte (zB Absonderungs- 
oder Aussonderungsrechte) eingeräumt, werden diese durch die Anfechtung unwirk-
sam und können gegenüber den Insolvenzgläubigern nicht mehr geltend gemacht 
werden.  

BEISPIEL: 

Der  Schuldner  Sorglos  hat  seinem  Gläubiger  Gustav  für  eine  bereits  seit  fünf  
Monaten fällige, noch ausstehende Kaufpreisschuld iHv € 50.000,‐‐ zwei Wochen 
vor der Eröffnung des  Insolvenzverfahrens ein Pfandrecht an einer  Liegenschaft 
eingeräumt.  Die  grundbücherliche  Durchführung  ist  bereits  erfolgt.  Der  Insol‐
venzverwalter ficht die vertragliche Einräumung des Pfandrechtes erfolgreich an. 

Lösung: 

Ein vertragliches Pfandrecht begründet grundsätzlich ein Absonderungsrecht, dh 
wenn der Erlös aus der Verwertung der Liegenschaft ausreicht, hätte der Gläubi‐
ger die vollen € 50.000,‐‐ vorrangig vor den Insolvenzgläubigern erhalten. Konse‐
quenz der  erfolgreichen Anfechtung  ist  aber,  dass Gustav  gegenüber den  Insol‐
venzgläubigern nicht die Stellung eines Absonderungsberechtigten einnimmt und 
demzufolge der Erlös aus der Verwertung des Absonderungsgutes Liegenschaft in 
die  Insolvenzmasse  fließt.  Da  die  Anfechtung  nur  relativ wirkt,  kommt  es  nicht  
automatisch zur Löschung des Pfandrechtes von Gustav im Grundbuch. 
 

 
BEISPIEL: 

Der Schuldner Sorglos tritt eine Forderung gegen einen Kunden an seinen Gläubi‐
ger Gustav ab. Kurze Zeit später wird über das Vermögen des Sorglos das  Insol‐
venzverfahren eröffnet. Der Insolvenzverwalter ficht die Abtretung der Forderung 
an Gustav erfolgreich an. 

Lösung:  

Infolge  der  erfolgreichen  Anfechtung  ist  die  Abtretung  den  Insolvenzgläubigern 
gegenüber unwirksam, dh der Forderungsbetrag  fließt nicht primär dem Zessio‐
nar  zu,  sondern  kommt  der  Insolvenzmasse  zugute  und  steht  somit  zur  gleich‐
mäßigen  Befriedigung  aller  Insolvenzgläubiger  zur  Verfügung.  Relative  Unwirk‐
samkeit bedeutet in diesem Fall, dass der Drittschuldner, der über die Abtretung 
verständigt  worden  ist,  trotz  erfolgter  Anfechtung  zwar  mit  schuldbefreiender 
Wirkung an den Zessionar, Gustav,  leisten kann, dieser aber verpflichtet  ist, den 
erhaltenen Betrag an die Insolvenzmasse herauszugeben. 
 

Der von einer erfolgreichen Anfechtung betroffene Vertragspartner des nunmeh-
rigen Schuldners ist in jedem Fall auf Nichterfüllungs- und Schadenersatzansprüche 
gegen den Schuldner verwiesen, mit denen er aber nicht am Insolvenzverfahren teil-
nimmt, sondern diese nur bezüglich des konkursfreien Vermögens oder nach der 
Aufhebung des Insolvenzverfahrens geltend machen kann. 
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